
 

 

Veröffentlichung eines Genehmigungsbescheides für eine Anlage 
entsprechend der Industrieemissions-Richtlinie (IE-RL) 

 
Bezirksregierung Düsseldorf    Düsseldorf, den 03.11.2025 
Az.: 53.03-0143917-0001-G16-0035/21 
 
Erteilung einer Genehmigung gemäß § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) für die wesentliche Änderung der Stahlgießerei der KNDS FWH 
Castings GmbH durch die Änderung der Kernmacherei 

 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat der KNDS FWH Castings GmbH mit Bescheid 
vom 29.07.2025 die Genehmigung gemäß § 16 BImSchG für die wesentliche 
Änderung der Stahlgießerei am Standort Friedrich-Ebert-Straße 125 in 45473 
Mülheim an der Ruhr erteilt. 

Gemäß § 10 Abs. 8a BImSchG wird hiermit der Genehmigungsbescheid unter 
Hinweis auf die Bezeichnung des für die betreffende Anlage maßgeblichen BVT-
Merkblattes im Internet öffentlich bekannt gemacht. 

 
BVT-Merkblätter: Referenzdokument über die Besten Verfügbaren 

Techniken für Schmieden und Gießereien 
 

Im Auftrag 

gez. Jörg Brandt 
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bei Antwort bitte angeben 

 

Herr Brandt 

Zimmer: Ce 036 

Telefon: 

0211 475-9317 

Telefax: 

0211 475-2790 

joerg.brandt@ 

brd.nrw.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude und  

Lieferanschrift: 

Cecilienallee 2,  

40474 Düsseldorf 

Telefon: 0211 475-0 

Telefax: 0211 475-2671 

poststelle@brd.nrw.de 

www.brd.nrw.de 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

DB bis Düsseldorf Hbf 

U-Bahn Linien U78, U79 

Haltestelle:  

Ergo-Platz/Klever Straße 

 

 

 

 Bezirksregierung Düsseldorf 
 Durchschrift 

Mit Zustellungsurkunde 
KNDS FWH Castings GmbH 
Friedrich-Ebert-Straße 125 
45473 Mülheim 
 
 
 
 
 
 
Immissionsschutz 

Genehmigung nach § 16 BImSchG zur wesentlichen Änderung der 
Stahlgießerei im Bereich der Kernmacherei durch den Austausch 
zweier Kernschießmaschinen, der Umstellung des Verfahrens zur 
Kernherstellung sowie der Änderungung der Abluftquelle für die 
Kernmacherei 

Antrag nach § 16 Abs. 1 BImSchG vom 06.05.2021, zuletzt ergänzt am 
29.07.2025 
 

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, 

hiermit ergeht folgender 

Genehmigungsbescheid 
53.03-0143917-0001-G16-0035/21 

I. 
Tenor 

Auf Ihren Antrag vom 06.05.2021, zuletzt ergänzt am 29.07.2025, nach § 
16 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) auf Geneh-
migung zur wesentlichen Änderung der Stahlgießerei durch Änderung der 
Kermacherei ergeht nach Durchführung des nach dem BImSchG vorge-
schriebenen Verfahrens folgende Entscheidung: 

1. Sachentscheidung 

Der KNDS FWH Castings GmbH wird unbeschadet der Rechte Dritter 
aufgrund der § 16 BImSchG in Verbindung mit § 1 und Anhang 1 Nr. 3.7.1 
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der Vierten Verordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) 

die Genehmigung 
zur wesentlichen Änderung 

der Stahlgießerei 

am Standort 

KNDS FWH Castings GmbH, 
Friedrich-Ebert-Straße 125, 45473 Mülheim, 
Gemarkung Mülheim, Flur 79, Flurstück 223 

erteilt. 

Anlagenkapazität: 

1600 Tonnen pro Monat (unverändert) 

Betriebszeiten: 

7 Tage/Woche, 24 Stunden/Tag (unverändert) 

Die Genehmigung umfasst im Wesentlichen: 

 Den Austausch der bestehenden Kernschießmaschinen H 16 und 
H 25 gegen die neuen Kernschießmaschinen AHB 40 und 
KAS 25, 

 die Änderung des Verfahrens zur Herstellung von Kernen von 
„Cold-Box-Verfahren“ auf „Beta-Set-Verfahren“ mit Methylfor-
miat als Katalysator, 

 die Stilllegung und Demontage der Abluftquelle EQ 76, 

 die Errichtung und der Betrieb der Abluftreinigung mit Biowä-
scher sowie der Abluftquelle EQ 83. 

2. Verzeichnis der Antragsunterlagen 

Sofern sich aus dem Folgenden nichts Abweichendes ergibt, sind die 
Änderungen der Anlage und ihr Betrieb nur in dem Umfang genehmigt, 
wie sie in den mit diesem Genehmigungsbescheid verbundenen Zeich-
nungen und Beschreibungen dargestellt wurden. Maßgeblich sind die 
in Anlage 1 dieses Bescheides aufgeführten Antragsunterlagen. 
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3. Nebenbestimmungen und Hinweise 

Die Genehmigung ergeht unter den in der Anlage 2 aufgeführten Neben-
bestimmungen (Bedingungen und Auflagen). Sie sind Bestandteil die-
ses Genehmigungsbescheides. Die in Anlage 3 dieses Genehmigungs-
bescheides gegebenen Hinweise sind zu beachten. 

4. Zulassung des vorzeitigen Beginns 

Mit Zustellung dieses Bescheids endet die Gestattungswirkung des Be-
scheides über die Zulassung vorzeitigen Beginns gemäß § 8a BImSchG 
Az. 53.03-0143917-0001-G16-0035/21v vom 12.09.2023. Weiterhin gül-
tige Nebenbestimmungen des v. g. Zulassungsbescheides werden in An-
lage 2 dieses Bescheides übernommen. 

II. 
Eingeschlossene Entscheidungen 

Gemäß § 13 BImSchG schließt die Genehmigung andere den Gegen-
stand der vorliegenden Genehmigung betreffende behördliche Entschei-
dungen ein. 

Im vorliegenden Fall sind von der Genehmigung nach § 16 BImSchG ein-
geschlossen: 

 Baugenehmigung nach §§ 60, 74 der Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen – Landesbauordnung – (BauO NRW) 

Hinweise: 

Der Genehmigungsbescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Ent-
scheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung nach 
§ 16 BImSchG eingeschlossen werden. 

III. 
Auflagenvorbehalt 

Der Genehmigungsbescheid ergeht unter dem folgenden Auflagenvorbe-
halt: 

Sollte sich aus der behördlichen Prüfung der nachzureichenden Unterla-
gen zum Ausgangszustandsbericht (AZB) heraus ergeben, dass weitere 
Anforderungen zu stellen sind, bleibt die Anordnung dieser Anforderun-
gen gem. § 12 Abs. 2a BImSchG vorbehalten. 
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IV. 
Erlöschen der Genehmigung 

Die Genehmigung erlischt, wenn nach Zustellung des Bescheides nicht: 

a) innerhalb von zwei Jahren mit der Änderung der Anlage begonnen  

und 

b) die geänderte Anlage innerhalb eines weiteren Jahres in Betrieb ge-
nommen wird. 

Ferner erlischt die Genehmigung, wenn die Anlage während eines Zeit-
raumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist (§ 18 
Abs. 1 Ziff. 2 BImSchG) oder das Genehmigungserfordernis aufgehoben 
wurde (§ 18 Abs. 2 BImSchG). 

V. 
Kostenentscheidung 

Nach §§ 11, 13 Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GebG NRW) werden die Kosten des Verfahrens der Antragstellerin auf-
erlegt. Die Gesamtkosten der Änderung der Anlage (Errichtungskosten) 
werden auf insgesamt 675.000,-- Euro inklusive Mehrwertsteuer festge-
setzt. Die Kostenentscheidung folgt aus § 1 der Allgemeinen Verwal-
tungsgebührenordnung (AVwGebO NRW) in der jeweils gültigen Fas-
sung in Verbindung mit Tarifstelle 4.6.1.1, unter Berücksichtigung der Ta-
rifstellen 4.6.1.2, 3.1.4.2.4.3 und 8.3.5. Die Kosten (Gebühren und Ausla-
gen) betragen insgesamt 

6.226,-- Euro. 

Bitte überweisen Sie den festgesetzten Betrag innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des Bescheides unter Angabe des Kassenzeichens an 
die 

XXXX 

IBAN: XXX 

BIC: WELADEDD 

Kassenzeichen: XXX 

Ich weise darauf hin, dass ich gemäß § 18 Abs. 1 GebG NRW bei ver-
späteter Zahlung gehalten bin, für jeden angefangenen Monat des Ver-
säumnisses einen Säumniszuschlag in Höhe von 1 % der Kostenschuld 
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(auf volle 50 Euro abgerundet) zu erheben. Ohne die genaue Übertra-
gung des Kassenzeichens ist eine Buchung nicht möglich. 

VI. 
Begründung 

1. Sachverhalt 

Die KNDS FWH Castings GmbH betreibt am Standort Friedrich-Ebert-
Straße 125 in 45473 Mülheim eine Stahlgießerei mit einer 
Verarbeitungskapazität an Flüssigmetall von 1.600 Tonnen je Monat. Mit 
Datum vom 06.05.2021 hat die KNDS FWH Castings GmbH bei der Be-
zirksregierung Düsseldorf einen Antrag nach § 16 BImSchG auf Geneh-
migung zur wesentlichen Änderung der Stahlgießerei im Bereich der 
Kernmacherei gestellt. 

Beantragt wurden die in Abschnitt I Nr. 1) dieses Bescheides aufgeführten 
Maßnahmen. 

Für die Errichtung des Biowäschers, des Abgaskamins sowie einer Rohr-
brücke für die Zuleitung der Abluft wurde mit Schreiben vom 17.04.2023 
die Zulassung vorzeitigen Beginn nach § 8a BImSchG beantragt. Mit Be-
scheid vom 12.09.2023 -Az. 53.03-0143917-0001-G16-0035/21v- wurde 
der vorzeitige Beginn für die v. g. Errichtungsmaßnahmen zugelassen. 

2. Genehmigungsverfahren 

2.1 Anlagenart 

Die Stahlgießerei mit einer Verarbeitungskapazität an Flüssigmetall von 
20 Tonnen oder mehr je Tag der KNDS FWH Castings GmbH ist als An-
lage der Nr. 3.7.1 (G, E) des Anhangs 1 der Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) zuzuordnen und nach § 1 der 4. 
BImSchV genehmigungsbedürftig. 

2.2 Genehmigungserfordernis 

Gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 BImSchG bedarf die Änderung der Lage, der 
Beschaffenheit oder des Betriebs einer genehmigungsbedürftigen Anlage 
der Genehmigung, wenn durch die Änderung nachteilige Auswirkungen 
hervorgerufen werden können und diese für die Prüfung nach § 6 Abs. 1 
Nr. 1 BImSchG erheblich sein können (wesentliche Änderung). Eine Ge-
nehmigung ist stets erforderlich, wenn die Änderung oder Erweiterung 
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des Betriebs einer genehmigungsbedürftigen Anlage für sich genommen 
die Leistungsgrenzen oder Anlagengrößen des Anhangs zur Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen erreichen. 

2.3 Öffentlichkeitsbeteiligung 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 a) der 4. BImSchV ist für Anlagen, die in Spalte c 
des Anhangs 1 mit dem Buchstaben G gekennzeichnet sind, 
grundsätzlich das förmliche Verfahren gemäß § 10 BImSchG durchzufüh-
ren (mit Öffentlichkeitsbeteiligung). Von der öffentlichen Bekanntma-
chung des Vorhabens und der Auslegung des Antrages und der Unterla-
gen war abzusehen, da die Trägerin des Vorhabens dies gemäß § 16 
Abs. 2 BImSchG beantragt hat und die Prüfung der Antragsunterlagen 
ergab, dass erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die in § 1 genannten 
Schutzgüter nicht zu besorgen sind. 

2.4 IED-Anlage 

Die Anlage nach Nr. 3.7.1 ist in Spalte d des Anhangs 1 der 4. BImSchV 
mit dem Buchstaben E gekennzeichnet. Nach § 3 der 4. BImSchV handelt 
es sich bei der Stahlgießerei der KNDS FWH Castings GmbH um eine 
Anlage gemäß Artikel 10 i. V. m. Anhang I der Richtlinie 2010/75/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.11.2010 über Industrie-
emissionen (IED-Anlage). 

2.5 UVP-Pflicht / Umweltverträglichkeitsprüfung 

Bei der beantragten Änderung der Stahlgießerei der KNDS FWH 
Castings GmbH handelt es sich um ein Vorhaben nach Anlage 1, Ziffer 
3.7.2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) für 
das nach Spalte 2 eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 
UVPG vorgesehen ist. 

Die UVP-Vorprüfung umfasst die Ermittlung, Beschreibung und Bewer-
tung der für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen (vgl. Ab-
schnitt 3) sowie der für die Prüfung der Belange des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege bedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG genannten Nutzungs-, Qua-
litäts- und Schutzkriterien. 

In den Antragsunterlagen wurde nachvollziehbar dargelegt, dass durch 
die Änderungen der Anlage keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen 
auf die in § 1a der 9. BImSchV genannten Schutzgüter zu erwarten sind. 
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Der Standort der Anlage und bestehende Nutzungen werden nicht verän-
dert. Am Standort liegen keine besonderen Qualitätskriterien vor. Reich-
tum, Qualität und Regenerationsfähigkeit von Wasser, Boden, Natur 
(Tiere und Pflanzen) und Landschaft (Landschaftsbild, Landschaftsraum) 
werden durch das Vorhaben nicht nachteilig beeinflusst. Im Untersu-
chungsraum vorhandene besonders empfindliche schutzbedürftige oder 
nach Landesrecht geschützte Gebiete werden durch das Vorhaben nicht 
belastet. Naturdenkmäler, geschützte Landschaftsbestandteile, Boden- 
und Baudenkmäler sind im Betrachtungsgebiet nicht anzutreffen. Für das 
beantragte Vorhaben bestand nach Auffassung der Genehmigungsbe-
hörde und der beteiligten Fachbehörden daher keine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Die entsprechende 
Feststellung gemäß § 5 Abs. 2 UVPG ist im UVP-Portal öffentlich bekannt 
gegeben worden. Die Feststellung kann im Internet unter https://uvp-ver-
bund.de eingesehen und heruntergeladen werden. 

2.6 Verfahrensart 

Dementsprechend war das Genehmigungsverfahren zur Änderung der 
Stahlgießerei nach den Vorschriften des § 10 BImSchG und der Neunten 
Verordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung über das Ge-
nehmigungsverfahren – 9. BImSchV) ohne Öffentlichkeitsbeteiligung und 
Umweltverträglichkeitsprüfung unter Berücksichtigung der speziellen An-
forderungen für IED-Anlagen durchzuführen. 

2.7 Zuständigkeit 

Für die Entscheidung über den vorliegenden Antrag ist die Bezirksregie-
rung Düsseldorf nach § 2 Abs. 1 i. V. m. Anhang I der Zuständigkeitsver-
ordnung Umweltschutz (ZustVU) zuständig.  

2.8 Antrag 

Die KNDS FWH Castings GmbH hat bei der Bezirksregierung Düsseldorf 
mit Datum vom 06.05.2021 einen schriftlichen Antrag gemäß § 16 BIm-
SchG auf Genehmigung zur wesentlichen Änderung der Stahlgießerei 
gestellt. Die beigefügten Antragsunterlagen enthalten die nach §§ 3, 4, 
4a, 4b, 4c, 4d, 4e, 5 der 9. BImSchV erforderlichen Angaben und Form-
blätter, die in Anlage 1 zu diesem Genehmigungsbescheid aufgeführt 
sind. 
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2.9 Behördenbeteiligung 

Im Genehmigungsverfahren wurden folgende Behörden und Stellen, de-
ren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, aufgefordert, für 
ihren Zuständigkeitsbereich eine Stellungnahme abzugeben: 

 

Behörde Zuständigkeit 

Dezernat 52 der Bezirksregierung 
Düsseldorf 

Ausgangszustandsbericht 

Dezernat 53.3 der Bezirksregierung 
Düsseldorf 

Immissionsschutz 
(Anlagenüberwachung) 

Dezernat 54 der Bezirksregierung 
Düsseldorf 

Wasserwirtschaft 

Dezernat 55 der Bezirksregierung 
Düsseldorf 

Arbeitsschutz 

Oberbürgermeister der Stadt 
Mülheim an der Ruhr 

Baurecht, Bauleitplanung, Bo-
denschutz, Landschaftsschutz, 
Gesundheitsvorsorge, Brand-
schutz 

3. Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn 

1. sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 und einer auf Grund des § 7 
erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden, 
und 

2. andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeits-
schutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegen-
stehen. 

Der Antrag und die eingereichten Unterlagen wurden von den Fachbe-
hörden geprüft. Bei der Prüfung wurden die allgemeinen Genehmigungs-
grundsätze und insbesondere die allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
wie die Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) und die 
Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) beachtet.  

Im Rahmen der fachlichen und medienübergreifenden Prüfung durch die 
beteiligten Behörden und Stellen wurden die Antragsunterlagen mehrfach 
ergänzt, zuletzt am 29.07.2025. 
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Unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Inhalts- und Nebenbestim-
mungen sowie Hinweisen haben die v. g. Behörden und Stellen keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen das Vorhaben geäußert. Die Erfüllung 
der Genehmigungsvoraussetzungen nach § 6 Abs. 1 BImSchG wird 
durch Nebenbestimmungen sichergestellt. Die unter Beteiligung der 
Fachbehörden vorgenommene Prüfung der Antragsunterlagen ergab, 
dass von der geänderten Anlage schädliche Umwelteinwirkungen und 
sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen 
für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden. 
Es werden entsprechend dem Stand der Technik ausreichende Maßnah-
men zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige 
Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen sowie zur 
Abfallvermeidung und zur Energieeffizienz und -einsparung getroffen. 

3.1 Schutz und Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen, Ge-
fahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen (§ 5 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG) 

3.1.1 Luftverunreinigungen 

Für die Abgasparameter gasförmige organische Stoffe und Methylformiat 
sind in der TA Luft keine Immissionswerte oder Bagatellmassenströme 
festgelegt. Gemäß Nr. 4.8 TA Luft ist für luftverunreinigende Stoffe, für 
die keine Immissionswerte festgelegt sind, eine Prüfung ob schädliche 
Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden können, nur erforderlich, 
wenn hierfür hinreichende Anhaltspunkte bestehen. Die in Nr. 5.2.5 TA 
Luft festgelegten Emissionsbegrenzungen für organische Stoffe von 
50 mg/m³ und 0,10 g/m³ für Methylformiat können mit der in den Antrags-
unterlagen beschriebenen Abgasreinigung eingehalten werden. Eine Ver-
pflichtung zur Einhaltung der v. g. Emissionsbegrenzungen sowie eine 
Verpflichtung zur wiederkehrenden messtechnischen Überwachung der 
Emissionen sind als Nebenbestimmungen in Anlage 2 dieses Bescheides 
aufgenommen. 

Hinreichende Anhaltspunkte dafür, dass durch die Emissionen an organi-
schen Stoffen und Methylformiat schädliche Umwelteinwirkungen hervor-
gerufen werden können, bestehen nicht. 

3.1.2 Diffuse Emissionen und Gerüche 

Die Kernschießmaschinen H 60, AH B40 und KSA 24 sowie das 
Kernlager dürfen nur mit systembedingt vollständiger Absaugung und voll 
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funktionsfähiger, wirksam eingeschalteter und an die Absaugung 
angeschlossener Abgasreinigungsanlage (zweistufiger Nass-
Biowäscher) betrieben werden. Durch die Auflage wird sichergestellt, 
dass die von der Anlage ausgehenden diffusen Emissionen auf ein 
Minimum reduziert werden und eine Geruchsbelästigung für die 
Nachbarschaft mit Sicherheit ausgeschlossen werden kann. 

3.1.3 Geräusche  

Mit den hier beantragten Änderungen der Anlage (Austausch zweier 
Kernschießautomaten, Stilllegung einer alten und Errichtung einer neuen 
Emissionsquelle) werden keine neuen, zusätzlichen Lärmquellen ge-
schaffen, die zu wesentlich erhöhten Schallemissionen der Anlage führen 
können. 

Die bestehenden Kernschießmaschinen H 16 und H 25 werden gegen 
die neuen Kernschießmaschinen AHB 40 und KAS 25 ausgetauscht und 
innerhalb einer geschlossenen Werkhalle der Kernmacherei betrieben. 

Der neue Biowäscher wird zentral auf dem Werksgelände im Bereich der 
alten Abluftquelle EQ 76 errichtet, wobei der Biowäscher durch die um-
gebenden Produktionshallen abgeschirmt wird. Für den neu zu errich-
tende Abluftquelle EQ 83 wird die bestehende Abluftquelle EQ 76 stillge-
legt und rückgebaut. 

Die beantragten Änderungen führen zu keiner Erhöhung des innerbe-
trieblichen Verkehrs sowie des Lieferverkehrs. 

Die nächstgelegene Wohnbebauung (Sandstr. 128, Mischgebiet) befindet 
sich in einer Entfernung von ca. 500 m süd-westlich der Anlage. Die 
nächstgelegene reine Wohnbebauung (Mühlenberg 12) befindet sich ca. 
1.100 m südlich der Anlage. Die Kernmacherei wird nur werktags in der 
Zeit von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr betrieben. 

Durch die Änderung der Anlage sind keine negativen Auswirkungen auf 
die Immissionssituation in der Nachbarschaft zu erwarten. 

3.2 Abfälle (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG) 

Durch die Änderung der Stahlgießerei im Bereich der Kernmacherei fallen 
keine neuen Abfallarten an. Auch die Menge der entstehenden Abfälle 
wird nicht erhöht. Die anfallenden Abfälle werden ordnungsgemäß durch 
Entsorgungsfachbetriebe entsorgt. 
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3.3 Anforderungen aus anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften (§ 6 
Abs. 1 Nr. 2 BImSchG) 

3.3.1 Bauplanungsrecht, Bauordnungsrecht, Brandschutz 

Mit Schreiben vom 22.05.2025 nahm die Stadt Mülheim zum Antrag der 
KNDS FWH Castings GmbH wie folgt Stellung: 

Eine planungsrechtliche Wertung kann hier entfallen, da es sich lediglich 
um den oben beschriebenen Austausch von technischen Einrichtungen 
innerhalb des Bestandsgebäudes handelt und sich die Nutzung deshalb 
nicht ändert. Bauliche Änderungen werden nicht vorgenommen, so dass 
weitere bauordnungsrechtliche Belange nicht zu prüfen sind. Das 
Bauvorhaben ist gemäß § 50 (2) Satz 3 Nr. 3 BauO NRW als großer 
Sonderbau einzustufen. Gegen das geplante Vorhaben bestehen keine 
Bedenken, sofern die unten aufgeführten Auflagen und Hinweise zum 
Bestandteil Ihres Bescheides gemacht werden. 

Die von der Stadt Mülheim vorgeschlagenen Auflagen und Hinweise zum 
Brandschutz wurden in Anlage 2 und 3 zu diesem Bescheid übernommen. 

3.3.2 Ausgangszustandsbericht 

Aus Sicht des Dezernats 52 der Bezirksregierung Düsseldorf bestehen 
keine Bedenken gegen eine Genehmigung. Der AZB-Relevanzbericht 
entspricht den gestellten Anforderungen. Für die Regelüberwachung des 
Bodens und des Grundwassers sowie für die Rückführungspflicht wurden 
Nebenbestimmungen durch das Dezernat 52 vorgeschlagen und in die-
sem Bescheid festgesetzt. 

3.3.3 Gewässerschutz 

3.3.3.1 Abwasser 

Mit Antrag vom 04.05.2021 beantragt die KNDS FWH Castings GmbH die 
Änderung der Kernmacherei sowie die Änderung einer Emissionsquelle 
inklusive des Aufbaus einer neuen Filteranlage kombiniert mit einem Bio-
filter zur Reinigung der anfallenden Abluft. In dem zweistufigen Filtersys-
tem fallen in beiden Stufen Abwasserströme an, die dem Herkunftsbe-
reich des Anhangs 24 der Abwasserverordnung zugeordnet werden kön-
nen. Grundsätzlich bedarf die Einleitung dieser Abwässer in die öffentli-
che Kanalisation einer Genehmigung durch die Bezirksregierung Düssel-
dorf. Allerdings verfügt die Betreiberin bereits über eine Indirekteinleitge-
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nehmigung für Abwässer aus einem anderen Betriebsbereich, die eben-
falls unter diesen Anhang fallen. Aus diesem Grund wird die bestehende 
Genehmigung durch einen Änderungsbescheid in einem eigenständigen 
Verfahren an den neuen Abwasserstrom angepasst. 

3.3.3.2 Vorbeugender Gewässerschutz 

Das vorhandene Gefahrstofflager, das zur Bevorratung der Einsatzstoffe 
für die Kernmacherei dient, wird durch das Vorhaben nicht geändert. In 
der Kernmacherei werden ausschließlich Betriebsstoffe der Wasserge-
fährdungsklasse WGK 1 eingesetzt. Die Kernmacherei ist nach AwSV als 
HBV-Anlage eine Anlage der Gefährdungsstufe A. Die Grundsatzanfor-
derungen zum vorbeugenden Gewässerschutz werden eingehalten. 

3.4 Belange des Arbeitsschutzes (§ 6 Abs. 1 Nr. 2, 2. Halbsatz BIm-
SchG) 

Die Unterlagen wurden hinsichtlich der einschlägigen Arbeitsschutzvor-
schriften von der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 55 geprüft. Ge-
gen die Erteilung der Genehmigung bestehen aus arbeitsschutz-rechtli-
cher Sicht keine Bedenken, wenn die Anlage entsprechend den Antrags-
unterlagen errichtet und betrieben wird sowie die vorgeschlagenen Ne-
benbestimmungen und Hinweise in den Genehmigungsbescheid über-
nommen und bei Errichtung und Betrieb beachtet werden. 

3.5 Anforderungen an IED-Anlagen 

Für Anlagen nach der Industrieemissionsrichtlinie (IED-Anlagen) sind 
Emissionsbegrenzungen entsprechend der BVT-Schlussfolgerungen 
festzulegen. Gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 3a der 9. BImSchV ist die Festlegung 
weniger strenger Emissionsbegrenzungen nach § 7 Abs. 1b Satz 1 Nr. 2 
BImSchG, § 12 Abs. 1b BImSchG oder § 48 Abs. 1b Satz 1 Nr. 2 BIm-
SchG zu begründen. Ferner muss der Genehmigungsbescheid nach § 21 
Abs. 2a der 9. BImSchV für Anlagen nach der Industrieemissions-Richtli-
nie folgende Angaben enthalten: 

1. Auflagen zum Schutz des Bodens und des Grundwassers sowie Maß-
nahmen zur Überwachung und Behandlung der von der Anlage er-
zeugten Abfälle, 

2. Regelungen für die Überprüfung der Einhaltung der Emissionsgrenz-
werte oder sonstiger Anforderungen, im Fall von Messungen 
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a) Anforderungen an die Messmethodik, die Messhäufigkeit und das 
Bewertungsverfahren zur Überwachung der Emissionen, 

b) die Vorgabe, dass in den Fällen, in denen ein Wert außerhalb der 
in den BVT-Schlussfolgerungen genannten Emissionsbandbreiten 
festgelegt wurde, die Ergebnisse der Emissionsüberwachung für 
die gleichen Zeiträume und Referenzbedingungen verfügbar sein 
müssen wie sie für die Emissionsbandbreiten der BVT-Schlussfol-
gerungen gelten, 

3. Anforderungen an 

a) die regelmäßige Wartung, 

b) die Überwachung der Maßnahmen zur Vermeidung der Ver-
schmutzung von Boden und Grundwasser sowie 

c) die Überwachung von Boden und Grundwasser hinsichtlich der in 
der Anlage verwendeten, erzeugten oder freigesetzten relevanten 
gefährlichen Stoffe, einschließlich der Zeiträume, in denen die 
Überwachung stattzufinden hat, 

4. Maßnahmen im Hinblick auf von den normalen Betriebsbedingungen 
abweichende Bedingungen, wie das An- und Abfahren der Anlage, 
das unbeabsichtigte Austreten von Stoffen, Störungen, das kurzzei-
tige Abfahren der Anlage sowie die endgültige Stilllegung des Be-
triebs, 

5. Vorkehrungen zur weitestgehenden Verminderung der weiträumigen 
oder grenzüberschreitenden Umweltverschmutzung. 

Die Pflichtangaben nach § 21 Abs. 2a der 9. BImSchV werden nur inso-
weit in diesen Genehmigungsbescheid aufgenommen, als sie sich auf 
den Antragsgegenstand oder die Auswirkungen des beantragten Vorha-
bens beziehen. Soweit sich hierzu ein Regelungsbedarf ergibt, sind in 
Anlage 2 dieses Genehmigungsbescheides entsprechende Nebenbe-
stimmungen aufgenommen worden. Im Übrigen sind die erforderlichen 
Angaben in den Antragsunterlagen zu diesem Genehmigungsbescheid 
bereits enthalten. Außergewöhnliche An- und Abfahrvorgänge, die über 
die normalen Betriebsbedingungen hinausgehen sind nicht erkennbar, so 
dass kein weiterer Regelungsbedarf hinsichtlich der in den Antragsunter-
lagen dargestellten Betriebszustände besteht. Die Notwendigkeit für Vor-
kehrungen zur Vermeidung grenzüberschreitender Umweltverschmut-
zungen ergibt sich hier nicht. 
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4. Rechtliche Begründung und Entscheidung 

Die Erteilung einer Genehmigung nach § 16 BImSchG liegt nicht im Er-
messen der Genehmigungsbehörde. Auf eine Genehmigung nach 
§ 16 BImSchG besteht grundsätzlich ein Rechtsanspruch, wenn die Ge-
nehmigungsvoraussetzungen vorliegen (gebundene Entscheidung). Als 
Ergebnis der Prüfung zeigt sich, dass die Voraussetzungen der §§ 5, 6, 
16 BImSchG im vorliegenden Fall erfüllt werden. Dem Antrag der KNDS 
FWH Castings GmbH ach § 16 Abs. 1 BImSchG vom 06.05.2021 auf Ge-
nehmigung zur wesentlichen Änderung der Stahlgießerei und den damit 
verbundenen Maßnahmen war demnach zu entsprechen und die Geneh-
migung zu erteilen. 

5. Kostenentscheidung 

I. Gesamtkosten 

Die Verfahrenskosten werden gemäß § 13 des Gebührengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) der Antragstellerin aufer-
legt. Sie setzen sich zusammen aus den Auslagen und den Gebühren. 
Die Kosten des Verfahrens betragen insgesamt 6.226,-- Euro. 

II. Auslagen 

Auslagen sind in diesem Verfahren nicht entstanden. 

III. Gebühren 

Die Gebührenberechnung erfolgt nach § 1 AVwGebO NRW in Verbin-
dung mit den Tarifstellen 4.6.1.1, 4.6.1.2, 3.1.4.2.4.3 und 8.3.5. Für die 
Entscheidung über die Genehmigung zur wesentlichen Änderung nach 
§ 16 BImSchG der im Anhang 1 der 4. BImSchV unter Nr. 3.7.1 genann-
ten genehmigungsbedürftigen Stahlgießerei und für die Prüfung der Ver-
pflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß 
§ 5 UVPG wird eine Gebühr von insgesamt 6.226,-- Euro erhoben. Die 
Gebühr berechnet sich wie folgt: 

1. Nach Änderungskosten 

Die Gesamtkosten der wesentlichen Änderung der Anlage (Errichtungs-
kosten) sind entsprechend der Angaben der Antragstellerin auf 675.000,-
- Euro festgesetzt worden. In den angegebenen Kosten ist die Mehrwert-
steuer inbegriffen. 

Gemäß Tarifstelle 4.6.1.1 berechnet sich die Gebühr wie folgt: 
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4.6.1.1.1 Betragen die Errichtungskosten (E) bis zu 500.000 Euro, gilt 
folgende Formel: 

500 € + 0,005 x (E – 50.000 €)   

Die Mindestgebühr beträgt 500,00 Euro. 

4.6.1.1.2 Betragen die Errichtungskosten (E) mehr als 500.000 Euro, 
aber nicht mehr als 50.000.000 Euro, gilt folgende Formel:  

2.750 € + 0,003 x (E – 500.000 €) 

4.6.1.1.3 Betragen die Errichtungskosten (E) mehr als 50.000.000 Euro, 
gilt folgende Formel: 

  151.250 € + 0,0025 x (E – 50.000.000 €) 

Aufgrund der o. g. Errichtungskosten ergibt sich nach Tarifstelle 4.6.1.1.2 
eine Gebühr von 3.275,-- Euro. 

2. Eingeschlossene behördliche Entscheidungen 

Sind andere behördliche Entscheidungen gemäß § 13 BImSchG einge-
schlossen, sind nach der ergänzenden Regelung zu den Tarifstellen 
4.6.1.1.1 bis 4.6.1.1.3 die Gebühren zu berücksichtigen, die für diese Ent-
scheidungen hätten entrichtet werden müssen, wenn sie selbstständig er-
teilt worden wären. Liegt eine dieser Gebühren höher, als diejenige die 
sich aus den Tarifstellen 4.6.1.1.1 bis 4.6.1.1.3 ergibt, ist die höchste Ge-
bühr der nach § 13 BImSchG eingeschlossenen behördlichen Entschei-
dung als Mindestgebühr festzusetzen. 

Im vorliegenden Fall schließt die immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gung eine Baugenehmigung nach §§ 60, 74 der Bauordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) mit ein. Würde die Baugeneh-
migung selbstständig erteilt, läge die Gebühr nach Tarifstelle 3.1.4.2.4.3 
bei 8.775,-- Euro. Die Gebühr für eine selbstständige Baugenehmigung 
nach §§ 60, 74 BauO NRW ist vorliegend höher als diejenige, die sich 
allein aus den Errichtungskosten nach den Tarifstellen 4.6.1.1.1 bis 
4.6.1.1.3 ergibt. Es ist die höhere Gebühr nach Tarifstelle 3.1.4.2.4.3 in 
Höhe von 8.775,-- Euro festzusetzen. 

3. Abzug Gebühr für die Zulassung vorzeitigen Beginns 

Ist der vorzeitige Beginn zugelassen, werden nach Nr. 3 der ergänzenden 
Regelungen zur Tarifstelle 4.6.1.1 – unabhängig von Gegenstand und 
Reichweite dieses vorausgegangenen Bescheids – 1/10 der Gebühr nach 
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Tarifstelle 4.6.1.2 auf die entstehende Gebühr nach Tarifstelle 4.6.1.1 an-
gerechnet. 

Für die Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 8a BImSchG vom 
12.09.2023 – Az. 53.03-0143917-0001-G16-0035/21v wurde eine Ge-
bühr in Höhe von 2.047,50 Euro erhoben, so dass 204,75 Euro angerech-
net werden. Nach Abzug dieser Gebühr verbleibt eine Gebühr von 
8.570,25 Euro. 

4. Minderung aufgrund einer Umweltmanagement-Zertifizierung 

Gemäß Nr. 7 der ergänzenden Regelungen zur Tarifstelle 4.6.1.1 vermin-
dert sich die Gebühr um 30 Prozent, wenn die Anlage Teil eines nach der 
Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 registrierten Unternehmens ist oder die 
Betreiberin der Anlage über ein nach DIN ISO 14001, Ausgabe November 
2015, die bei der Beuth-Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen und bei der 
Deutschen Nationalbibliothek archivmäßig gesichert niedergelegt ist, zer-
tifiziertes Umweltmanagementsystem verfügt. 

Die Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall erfüllt. Die geminderte 
Gebühr beträgt 5.999,18 Euro. 

5. Genehmigungsgebühr 

Nach § 4 AVwGebO NRW sind Bruchteilsbeträge jeweils auf halbe und 
volle Eurobeträge nach unten abzurunden. Für die Entscheidung über die 
Genehmigung zur wesentlichen Änderung nach § 16 BImSchG der 
Stahlgießerei wird nach Tarifstelle 4.6.1.1 eine Gebühr i. H. von 5.999,-
- Euro festgesetzt. 

6. UVP-Vorprüfung 

Im Rahmen der Entscheidung über die Zulässigkeit des beantragten Vor-
habens durch die mit vorliegendem Bescheid erteilte Genehmigung zur 
wesentlichen Änderung nach § 16 BImSchG der Stahlgießerei ist nach 
Tarifstelle 8.3.5 für die Prüfung der Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 5 UVPG eine Gebühr nach Zeit-
aufwand nach den Tarifstellen 8.1.1.1 bis 8.1.1.3 zu erheben. 

Für die Berechnung der zu erhebenden Verwaltungsgebühren sind nach 
Tarifstelle 8.1.1.1 die im Runderlass des Ministeriums des Innern - 14-
21.36.09.05-000002.2025-0005843 - vom 29. April 2025* (Mbl. NRW, 
2025, S. 655) in der jeweils gültigen Fassung veröffentlichten Stundens-
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ätze für die Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes zugrunde zu le-
gen. Abgerechnet wird für jede angefangenen 15 Minuten. Die im Zusam-
menhang mit der Behördentätigkeit anfallenden Vorbereitungs-, Fahr-, 
Warte- und Nachbereitungszeiten werden als Zeitaufwand mitberechnet. 
Fahr- und Wartezeiten sind im vorliegenden Fall nicht entstanden. 

Der für die vorgenannte Prüfung der Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 5 UVPG angefallene Zeitauf-
wand sowie die Gebühr nach Tarifstelle 8.3.5 sind in der folgenden Ta-
belle aufgeführt. 

 

Tarifstelle 

8.3.5 

Laufbahngruppe 

1 ab dem 2. Ein-

stiegsamt 

(57,20 € je 

Stunde)* 

Laufbahngruppe 

2 ab dem 1. Ein-

steigsamt bis un-

ter dem 2. Ein-

stiegsamt 

(72,10 € je 

Stunde)* 

Laufbahngruppe 

2 ab dem 2. Ein-

stiegsamt 

(82,90 € je 

Stunde)* 

Gesamt 

Stunden -- h 2 h 1 h h 

Gebühr -- € 144,20 € 82,90 € 227,10 € 

Nach Tarifstelle 8.3.5 ergibt sich demnach eine auf halbe und volle Euro-
beträge abgerundete Gebühr in Höhe von 277,00 Euro. 

7. Gesamtgebühren 

Die Gebühren nach Ziff. 5 und 6 betragen insgesamt 6.226,-- Euro. 

VII. 
Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats Klage 
beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 Düs-
seldorf, erheben.  

 
Im Auftrag 

Jörg Brandt 
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Anlagen: 1. Verzeichnis der Antragsunterlagen (3 Seiten) 
2. Nebenbestimmungen (9 Seiten) 
3. Hinweise (2 Seiten) 
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Anlage 1 
zum Genehmigungsbescheid nach § 16 BImSchG 
Az.: 53.03-0143917-0001-G16-0035/21 

Verzeichnis der Antragsunterlagen 

Ordner 1 von 1 

1. Anschreiben vom 04.05.2021 (2 Blatt) 

2. Anschreiben Fa. KNDS GmbH vom 22.01.2025 (1 Blatt) 

Fach 1: Inhaltsverzeichnis 

3. Inhaltsverzeichnis (1 Blatt) 

Fach 2: Antragsformular 

4. Antrag nach § 8a BImSchG vom 14.03.2023 (1 Blatt) 

5. Antragsformular 1 (8 Blatt) 

6. Zertifikat DIN EN ISO 14001 (1 Blatt) 

7. Kostenaufstellung (1 Blatt) 

Fach 3: Formulare 2 - 6 

8. Formular 2 –Gliederung der Anlage in Betriebseinheiten– (3 Blatt) 

9. Formular 3 –Technische Daten– (2 Blatt) 

10. Formular 4 –Betriebsablauf und Emissionen– (3 Blatt) 

11. Formular 5 –Quellenverzeichnis Luft– (2 Blatt) 

12. Formular 6 –Abgasreinigung– (1 Blatt) 

Fach 4: Standort/ Lage 

13. Auszug Flächennutzungsplan (1 Blatt) 

14. Topografische Karte 1:50.000 (1 Blatt) 

15. Topografische Karte 1:50.00 (1 Blatt) 

16. Lageplan – Werksübersicht (1 Blatt) 

Anlage 1 
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Fach 5: Aufstellungspläne 

17. Grundriss EG und OG (1 Blatt) 

18. Lageplan Biowäscher inkl. Leitungen (1 Blatt) 

19. Emissionsquellenplan (1 Blatt) 

Fach 6: Anlagen- und Betriebsbeschreibung 

20. Anlagen- und Betriebsbeschreibung (10 Blatt) 

21. Zertifikat DIN EN ISO 50001 (1 Blatt) 

Fach 7: Arbeits- und Gesundheitsschutz 

22. Angaben zum Arbeits- und Gesundheitsschutz (3 Blatt) 

23. Nachtrag zum Arbeitsschutz vom 06.05.2021 (3 Blatt) 

24. Erklärung des Betriebsrates (1 Blatt) 

25. Erklärung des Immissionsschutzbeauftragten (1 Blatt) 

26. Erklärung der Fachkraft für Arbeitssicherheit (1 Blatt) 

27. Erklärung des Werksarztes (1 Blatt) 

Fach 8: Immissionsschutz 

28. Angaben zum Immissionsschutz/ Umweltauswirkungen/ 
allgemeine Vorprüfung nach dem UVPG  (11 Blatt) 

Fach 9: Umgang mit wassergefährdenden Stoffen/ Abfälle 

29. Angaben zur AwSV/ Abfälle (2 Blatt) 

30. Formular 8.4 HBV-Anlage (2 Blatt) 

31. Anlagendokumentation gem. § 43 AwSV (6 Blatt) 

32. Übersicht Gefahrstoffe (1 Blatt) 

Fach 10: Angaben zum Ausgangszustandsbericht (AZB) 

33. Ausgangszustandsbericht – Relevanzprüfung 
vom 15.08.2023 (164 Blatt) 

Fach 11: Sonstige Unterlagen 

34. Betriebsanleitung Kernschießautomat KSA 25 (5 Blatt) 
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35. Techn. Beschreibung Abluftreinigungsanlage (5 Blatt) 

36. Sicherheitsdatenblatt Alphaset HRDNR ACE1520 (7 Blatt) 

37. Sicherheitsdatenblatt Betaset F 633 (8 Blatt) 

38. Sicherheitsdatenblatt CERAMOL 58/1 (6 Blatt) 

39. Sicherheitsdatenblatt ISOMOL EP 6590T (7 Blatt) 

40. Sicherheitsdatenblatt Isopropanol (7 Blatt) 

41. Sicherheitsdatenblatt Katalysator MF (8 Blatt) 

42. Sicherheitsdatenblatt Klebepaste SB BOX (3 Blatt) 

43. Sicherheitsdatenblatt CARSIL 4000 (6 Blatt) 

44. Sicherheitsdatenblatt TENOcoating 5700M (7 Blatt) 

45. Sicherheitsdatenblatt RWB 1001-03 (4 Blatt) 

Fach 12: Maßnahmen zur Betriebseinstellung/ Brandschutzkonzept 

46. Angaben zu den Maßnahmen nach der Betriebseinstellung (1 Blatt) 

47. Ersteller der Unterlagen (1 Blatt) 

48. Brandschutzkonzept des Ing.-Büros Teschke GmbH 
vom 11.11.2024 (18 Blatt) 
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Anlage 2 
zum Änderungsgenehmigungsbescheid nach § 16 BImSchG 
Az. 53.03-0143917-0001-G16-0035/21 

Nebenbestimmungen (§ 12 BImSchG) 

1. Allgemeines 

1.1 Die Änderung der Anlage muss nach den im Rahmen des Ände-
rungsgenehmigungsverfahrens eingereichten Antragsunterlagen 
erfolgen, sofern in den nachstehenden Nebenbestimmungen keine 
abweichenden Regelungen getroffen sind. 

1.2 Der Genehmigungsbescheid (zumindest eine Fotokopie oder eine 
Abschrift) einschließlich der zugehörigen Antragsunterlagen ist an 
der Betriebsstätte jederzeit bereitzuhalten und den Angehörigen 
der zuständigen Behörde sowie deren beauftragten Personen auf 
Verlangen zur Einsicht vorzulegen. 

Der Papierform gemäß Absatz 1 steht die Bereitstellung in elektro-
nischer Form gleich, sofern an der Betriebsstätte eine detaillierte 
Lesbarkeit der elektronischen Version sichergestellt ist. Sofern 
dies für Antragsunterlagen nicht sichergestellt werden kann, ist ne-
ben der elektronischen Version des Zulassungsbescheides eine 
Papierversion der zugehörigen Antragsunterlagen bereitzuhalten. 

1.3 Die Nebenbestimmungen der bisher für die Anlage erteilten Ge-
nehmigungen, Zulassungen und Erlaubnisse bleiben weiterhin gül-
tig, soweit sie nicht durch diesen Bescheid geändert oder ergänzt 
werden. Sie gelten insoweit auch für das Vorhaben, das Gegen-
stand dieses Bescheides ist. 

1.4 Der Bezirksregierung Düsseldorf (Dezernat 53) ist der Zeitpunkt 
der Inbetriebnahme der von der Änderung betroffenen Anlagen-
teile unverzüglich schriftlich oder per E-Mail mitzuteilen. 

1.5 Unberührt von der Anzeigepflicht nach der Umwelt-Schadensan-
zeige-Verordnung ist die Überwachungsbehörde über alle Vor-
kommnisse beim Betrieb der Anlage, durch die die Nachbarschaft 
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oder Allgemeinheit erheblich belästigt oder gefährdet werden 
könnte, unverzüglich zu unterrichten. Unabhängig davon sind so-
fort alle Maßnahmen zu ergreifen, die zur Abstellung der Störung 
erforderlich sind, auch wenn dies eine Außerbetriebnahme der An-
lage erforderlich macht. Ferner sind schriftliche Aufzeichnungen zu 
führen, aus denen folgendes hervorgeht: 

 Art der Störung, 

 Ursache der Störung, 

 Zeitpunkt der Störung, 

 Dauer der Störung, 

 Art und Menge der durch die Störung zusätzlich aufgetretenen 
Emissionen (ggf. Schätzung), 

 die getroffenen Maßnahmen zur Beseitigung und künftigen 
Verhinderung der Störung. 

Die schriftlichen Aufzeichnungen sind mindestens drei Jahre, ge-
rechnet vom Datum der letzten Eintragung, aufzubewahren und 
der Überwachungsbehörde auf Verlangen vorzulegen. Der Über-
wachungsbehörde ist auf Anforderung ein umfassender Bericht 
über die Ursache(n) der Störung(en) zuzusenden. 

2. Immissionsschutz während der Errichtungsphase 

2.1 Treten während der Errichtungsphase Emissionen auf, die nach 
Art und Ausmaß geeignet sind, erhebliche Belästigungen für die 
Nachbarschaft herbeizuführen (insbesondere durch Staub, Lärm 
und Erschütterungen), sind unverzüglich geeignete Maßnahmen 
zur Abhilfe zu schaffen. Das Auftreten der v. g. Emissionen ist der 
Bezirksregierung Düsseldorf unverzüglich zu melden. 

2.2 Während der Bauphase sind nur solche Baumaschinen einzuset-
zen und Arbeitsverfahren anzuwenden, die dem Stand der Technik 
entsprechen. 

2.3 Rammarbeiten sind so durchzuführen, dass es an Wohngebäuden 
nicht zu einer Überschreitung der Schwingungsgeschwindigkeit 
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von 5 mm/s kommt. Rammarbeiten während der Nachtzeit sind 
nicht zulässig. Bei Beschwerden über Erschütterungen ist unver-
züglich ein Sachverständiger mit der Überprüfung zu beauftragen. 

2.4 Die Anlieferung der Baumaterialien hat grundsätzlich tagsüber zu 
erfolgen. Lärmintensive Baustellentätigkeiten dürfen nur während 
der Tageszeit von 07:00 Uhr bis 20:00 Uhr erfolgen. Sollte es im 
Ausnahmefall erforderlich sein, Materialien während der Nachtzeit 
anzuliefern oder lärmintensive Bauarbeiten während der Nachtzeit 
durchzuführen, so ist dies vorab mit dem Dezernat 53 der Bezirks-
regierung Düsseldorf abzustimmen. Auf § 9 des Landes-Immissi-
onsschutzgesetzes (LImSchG) wird hingewiesen. 

3. Immissionsschutz 

3.1 Die Kernschießmaschinen H 60, AHB 40 und KSA 24 sowie das 
Kernlager dürfen nur mit systembedingt vollständiger Absaugung 
und voll funktionsfähiger, wirksam eingeschalteter und an die Ab-
saugung angeschlossener Abgasreinigungsanlage betrieben wer-
den. In Schadensfällen ist der Betrieb der Anlage unverzüglich ein-
zustellen. Eine Wiederaufnahme des Betriebes ist erst nach sorg-
fältiger und sachkundiger Überprüfung der Anlage und der voll-
ständigen Beseitigung der Schadensursache zulässig. 

3.2 Der Kamin der Abgasquelle Nr. EQ 83 (Kamin Biowäscher) muss 
eine Mindesthöhe von 27,3 m über dem Grund und an der Kamin-
mündung einen lichten Durchmesser von mindestens 0,9 m auf-
weisen. 

3.3 Zur Durchführung von Emissionsmessungen ist nach Abstimmung 
mit einer nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen Stelle oder der 
Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53 an der Abluftquelle EQ 
83 ein Messplatz einzurichten, der ausreichend groß, leicht begeh-
bar und so beschaffen und ausgewählt ist, dass eine für die Emis-
sionen der Anlage repräsentative und messtechnisch einwandfreie 
Emissionsmessung ermöglicht wird. Der Messplatz soll der DIN 
EN15259 (Ausgabe Januar 2008) entsprechen. 
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3.4 Für den Transport der Messgeräte sind bei nicht ebenerdigen 
Messplätzen Transporthilfen vorzusehen (z. B. Hebezeuge oder 
Aufzüge). Sie sind mit einem Wetterschutz, Elektroanschlüssen, 
ggf. je nach Messaufgabe Druckluft und Wasseranschluss sowie 
einer Nachrichtenverbindung mit dem Leitstand der Anlage auszu-
statten. 

3.5 Für die Abgasquelle Nr. EQ 83 (Abgaskamin Biowäscher) ist der 
beantragte Abgasvolumenstrom von maximal 22.000 Nm³/h einzu-
halten. Die Austrittsgeschwindigkeit der Abgase an der Kamin-
mündung darf 7 m/s nicht unterschreiten. 

3.6 Im Abgas der Quelle EQ 83 (Abgaskamin Biowäscher) dürfen fol-
gende Massenkonzentrationen, bezogen auf den Normzustand 
des Abgases (273,15 K; 101,3 kPa) nach Abzug des Feuchtege-
haltes an Wasserdampf, nicht überschritten werden: 

Organische Stoffe gem. Nr. 5.2.5 TA Luft: 

 Organische Stoffe im Abgas, 
ausgenommen staubförmige organische Stoffe, 
angegeben als Gesamtkohlenstoff   50 mg/m³ 

Stoffe gem. Nr. 5.2.5 Klasse II TA Luft: 

 Methylformiat      0,10 g/m³ 

3.7 Nach Erreichen des ungestörten Betriebes, jedoch frühestens 
nach dreimonatigem Betrieb und spätestens sechs Monate nach 
Inbetriebnahme der Anlage ist durch Messungen einer nach § 29b 
BImSchG bekannt gegebenen Stelle feststellen zu lassen, ob die 
in diesem Genehmigungsbescheid festgelegten Emissionsbegren-
zungen an der jeweiligen Abgasquelle eingehalten werden. 

Die Emissionsbegrenzungen sind jedenfalls dann eingehalten, 
wenn das Ergebnis jeder Einzelmessung zuzüglich der Messunsi-
cherheit den festgelegten Grenzwert nicht überschreitet. 

Messplanung, Auswahl der Messverfahren sowie Auswertung und 
Beurteilung der Messergebnisse haben gemäß den Nrn. 5.3.2.2 
bis 5.3.2.4 TA Luft zu erfolgen. 
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3.8 Die Messungen sind wiederkehrend nach Ablauf von jeweils drei 
Jahren seit der letzten Messung durchführen zu lassen. 

3.9 Die Messstelle ist zu beauftragen, über die Messungen gemäß Nr. 
5.3.2.4 TA Luft einen Bericht zu fertigen und eine Ausfertigung des 
Berichts der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53, innerhalb 
von zwölf Wochen nach Messung zuzusenden. 

Der Messbericht muss Angaben über die Messplanung, das Er-
gebnis jeder Einzelmessung, das verwendete Messverfahren und 
die Betriebsbedingungen, die für die Beurteilung der Einzelwerte 
und der Messergebnisse von Bedeutung sind, enthalten. Hierzu 
gehören auch Angaben über den Betriebszustand der Anlage und 
der Einrichtungen zur Emissionsminderung. Er soll dem Anhang A 
der Richtlinie VDI 4220 Blatt 2 (Ausgabe November 2018) entspre-
chen. 

Eine vollständige Ablichtung des schriftlichen Original-Messberich-
tes ist der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53 (dez53.Emis-
sionsberichte@brd.nrw.de) in elektronischer Form zu übersenden. 
Auf Verlangen ist eine Ausfertigung des schriftlichen Original-
Messberichtes zusätzlich in gedruckter Form vorzulegen. Die 
Pflicht, auf Verlangen den Original-Messbericht auch in gedruckter 
Form zu übersenden, entfällt, wenn das entsprechende elektro-
nisch übersandte Dokument mit der qualifizierten elektronischen 
Signatur (§ 3a Abs. 2 Satz 2 VwVfG NRW) mindestens eines Ver-
fassers versehen ist. 

4. Baurecht (Nebenbestimmungen der Stadt Mülheim a. d. R.) 

4.1 Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Ausführungsbeginn ge-
nehmigungsbedürftiger Vorhaben nach § 60 Abs. 1 BauO NRW 
2018 und die Wiederaufnahme der Bauarbeiten nach einer Unter-
brechung von mehr als drei Monaten mindestens eine Woche vor-
her der Bauaufsichtsbehörde mitzuteilen. 

4.2 Das Brandschutzkonzept des staatl. anerkannten Sachverständi-
gen Dipl.-Ing. Andreas Teschke (Ingenieurbüro Teschke GmbH) 
mit der Projektbezeichnung „Kernmacherei“ vom 11.11.2024 und 
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die dort beschriebenen technischen und betrieblichen Ausführun-
gen sind Bestandteil der Stellungnahme der Stadt Mülheim. Diese 
sind vollständig auszuführen. 

4.3 zu 9.2 des Brandschutzkonzeptes: 

Rauchableitung Kernmacherei 1. OG 

Die Auslösevorrichtungen für die RWA's sind in unmittelbarer 
Nähe des Zuganges zu installieren und zu kennzeichnen und ge-
mäß VdS-Richtlinie 2592 in tieforange (RAL 2011) und mit der Be-
schriftung „RAUCHABZUG“ auszuführen. An der jeweiligen Auslö-
sevorrichtung ist der Wirkbereich eindeutig zu kennzeichnen (ver-
einfachter Grundriss mit farblicher Hinterlegung). Die Zugangsstel-
len zu den Auslösevorrichtungen sind von außen durch ein Hin-
weisschild „Auslösestelle für Rauchabzug" gemäß DIN 4066-D1 
(Mindestgröße 74 mm x 210 mm) kenntlich zu machen. 

 

 

Die Außenseiten der jeweiligen Türen und Tore, welche als Zuluft-
flächen dienen, sind mit einem Hinweisschild „RWA-Zuluftöff-
nung - Bitte freihalten" gemäß DIN 4066-D1 (Mindestgröße 74 
mm x 210 mm) zu kennzeichnen. 

 

 

Die Feuerwehrpläne sind entsprechend anzupassen. 

Der Brandschutzdienststelle ist Gelegenheit zu geben, an der ab-
schließenden Bauzustandsbesichtigung teilzunehmen. Wird keine 
solche durchgeführt, ist die Brandschutzdienststelle über die Fer-
tigstellung des Bauvorhabens zu informieren. 
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4.4 Mit der Anzeige des Baubeginns ist der Bauaufsicht für die Fach-
bauleitung Brandschutz gem. § 56 (2) BauO NRW eine oder ein 
Sachverständige/r für Brandschutz zu benennen, die oder der mit 
der Überwachung der Bauausführung beauftragt ist (§ 50 (1) Satz 
3 Nr. 21 BauO NRW 2018). 

4.5 Mit der Anzeige der abschließenden Fertigstellung ist der Bauauf-
sicht eine Bestätigung/ Konformitätserklärung der/des Sachver-
ständigen für Brandschutz vorzulegen, dass das Vorhaben wie im 
Brandschutzkonzept beschrieben, mängelfrei umgesetzt ist (§ 50 
(1) Satz 3 Nr. 21 und 23 i. V. m. § 84 (7) und (8) BauO NRW 2018). 

5. Ausgangszustandsbericht 

5.1 Die folgenden Unterlagen gem. § 4 BImSchG / § 7 Abs. 1 der 
9. BImSchV sind dem Dezernat 53 der Bezirksregierung Düssel-
dorf als Ergänzung zum AZB spätestens 2 Wochen vor Inbetrieb-
nahme der geänderten Anlage vollständig vorzulegen: 

 Auszug aus dem Altlastenkataster der Unteren Bodenschutz-
behörde der Stadt Mühlheim an der Ruhr, 

 Grundwassergleichenplan. 

5.2 Werden bei den Aushubmaßnahmen optische oder geruchliche 
Auffälligkeiten (Mineralöl-, Lösemittelgerüche, Müllablagerungen, 
Schlacken o. ä.) festgestellt, sind die Erdarbeiten umgehend ein-
zustellen und es ist die zuständige Bodenschutzbehörde (Untere 
Bodenschutzbehörde der Stadt Mülheim an der Ruhr) zu informie-
ren (§ 2 Abs.1 LBodSchG). 

5.3 Gemäß § 21 (2a) Nr. 3c der 9. BImSchV ist eine Regelüberwa-
chung des Bodens und des Grundwassers vorgesehen. Ab Ertei-
lung der Genehmigung, ist das Grundwasser mindestens alle 5 
Jahre zu überprüfen. Für den Boden erfolgt die Überwachung an-
hand einer systematischen Beurteilung des Verschmutzungsrisi-
kos. 
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Gemäß dieser Vorgabe ist durch einer/ einem anerkannten Sach-
verständigen gem. § 18 BBodSchG oder einer/ einen Sachkundi-
gen mit entsprechender fachlicher Qualifikation eine jährliche Be-
gehung der relevanten Anlagenbereiche durchzuführen. Eine lü-
ckenlose schriftliche Dokumentation dieser Begehungen sowie 
Aufzeichnungen bodenrelevanter Emissionsereignisse müssen er-
stellt werden und jederzeit einsehbar sein. Alle 10 Jahre muss 
durch einer/ einen Sachverständigen gem. § 18 BBodSchG eine 
Gesamtdokumentation und eine Bewertung des Verschmutzungs-
risikos für den Boden unter Berücksichtigung der Grundwasser-
analysen, ggf. Umbauten, Havarien oder sonstiger relevanter Er-
eignisse erstellt und der zuständigen Behörde unaufgefordert zu-
gestellt werden. 

Die Festlegung von Überwachungsintervall und Umfang erfolgt 
nach Vorlage der Ergebnisse der ersten Regelüberwachung des 
Grundwassers. Das Grundwasser ist durch die Grundwasser-
messstellen (GWM 1421, GWM Neu, GWM 834) auf die relevant 
gefährlichen Stoffe (rgS) durch ein qualifiziertes und akkreditiertes 
Umweltanalyselabor zu untersuchen. Bei Anwendung von Scree-
ning-Verfahren ist bei positivem Befund eine quantitative Einzelbe-
stimmung durchzuführen. Weiterhin ist ein Grundwassergleichen-
plan zu erstellen, um die Fließrichtung zu kontrollieren. 

Die Grundwasserbeprobung ist entsprechend dem Stand der 
Technik nach DVGW Arbeitsblatt 112 durchzuführen. Ein qualifi-
ziertes Protokoll ist dem Untersuchungsbericht beizufügen. 

Die Untersuchungsergebnisse, einschließlich einer gutachterli-
chen Bewertung sind der Bezirksregierung Düsseldorf in digitaler 
Form (PDF-Datei) sowie als Excel-kompatible Datei zu übermit-
teln. 

5.4 Rückführungspflicht: 

Nach Betriebseinstellung ist zur Erfüllung der Pflichten gem. § 5 
Abs. 3 und 4 BImSchG eine Bodenzustandserfassung anzuferti-
gen. Es wird empfohlen hierzu eine/ einen Sachverständigen ge-
mäß § 18 BBodSchG mit den Arbeiten zu beauftragen. Der Aus-
gangszustandsbericht dient hier als Maßstab für die Rückfüh-
rungspflicht der Fläche in seinen Ausgangszustand. Eine Ergeb-
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nisdarstellung und ein quantifizierter Vergleich zwischen Aus-
gangs- und Endzustand, ob und inwieweit eine erhebliche Ver-
schmutzung durch relevante gefährliche Stoffe einschließlich Me-
taboliten durch den Betrieb der Anlage verursacht wurde, gehört 
ebenso zur Stellungnahme, wie die gutachterliche Ergebnisinter-
pretation. Vorgaben zur Bewertung der Ergebnisse sowie zur Er-
stellung und Gliederung der Unterlagen zur Betriebseinstellung 
(UzB) sind der LABO Arbeitshilfe zur Rückführungspflicht zu ent-
nehmen. 

Werden erhebliche Boden- und Grundwasserverunreinigungen 
durch rgS im Vergleich zum Ausgangszustand festgestellt, so ist 
in Abstimmung mit der zuständigen Behörde in die Sachverständi-
genstellungnahme ein Beseitigungsvorschlag aufzunehmen. 

Werden darüber hinaus im Sinne des BBodSchG sanierungsbe-
dürftige Boden- und/oder Grundwasserverunreinigungen festge-
stellt, so ist in Abstimmung mit der zuständigen Behörde in die 
Sachverständigenstellungnahme ein Sanierungskonzept zur Um-
setzung der sich aus § 5 Abs. 3 BImSchG ergebenden Betreiber-
pflichten bzw. für Schäden, die nach in Krafttreten des BBodSchG 
entstanden sind, ein Beseitigungsvorschlag gem. § 4 Abs. 5 
BBodSchG, aufzunehmen. 
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Anlage 3 
zum Änderungsgenehmigungsbescheid nach § 16 BImSchG 
Az.: 53.03-0143917-0001-G16-0035/21 

Hinweise 

1. Arbeitsschutz 

1.1 Eine Gefährdungsbeurteilung ist vor Inbetriebnahme der Biofilter-
Anlage zu erstellen. Auf die Regelungen der Anhänge der Be-
triebssicherheitsverordnung, des § 7 der Gefahrstoffverordnung 
und der allgemeinen Grundsätze des § 4 des Arbeitsschutzgeset-
zes wird hierzu hingewiesen. 

Die erstellten Unterlagen müssen min. Folgendes beinhalten: 

 Das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung, 

 die festgestellten Maßnahmen des Arbeitsschutzes, 

 das Ergebnis der Überprüfung der Maßnahmen (Wirksamkeits-
kontrolle). 

1.2 Alle Personen, die mit der Überprüfung, Wartung und dem Betrieb 
der Anlage beauftragt sind, müssen über die bei ihren Tätigkeiten 
auftretenden Gefahren sowie über die Maßnahmen ihrer Abwen-
dung vor der Beschäftigung und danach in angemessenen Zeitab-
ständen, mindestens jedoch einmal jährlich, unterwiesen werden. 
Hierzu gehören auch Unterweisungen hinsichtlich des Brandschut-
zes, des Explosionsschutzes, der Rettungswege und des Einsat-
zes von persönlichen Schutzausrüstungen. Inhalt und Zeitpunkt 
der Unterweisungen sind schriftlich festzuhalten und vom Unter-
wiesenen durch Unterschrift zu bestätigen. 

1.3 Werden zur Durchführung von Tätigkeiten, wie z. B. Abbruch-, Re-
paratur- und Wartungsarbeiten, Fremdfirmen beauftragt, ist der 
Anlagenbetreiber als Auftraggeber dafür verantwortlich, dass für 
die Tätigkeiten an der Anlage nur Firmen beauftragt werden, die 
über die für die Tätigkeiten erforderlichen besonderen Fachkennt-
nisse verfügen. Der Anlagenbetreiber als Auftraggeber hat dafür 
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zu sorgen, dass die Beschäftigten der Fremdfirmen über die Ge-
fahrenquellen und anlagenspezifische Verhaltensregeln informiert 
und unterwiesen werden. 

2. Baurecht (Hinweise der Stadt Mülheim a. d. R.) 

2.1 Die Bauherrin oder der Bauherr und die späteren Eigentümerinnen 
und Eigentümer haben die Baugenehmigung einschließlich der 
Bauvorlagen sowie bautechnische Nachweise und Bescheinigun-
gen von Sachverständigen gemäß § 74 Abs. 5 BauO NRW 2018 
aufzubewahren. Diese Unterlagen sind an etwaige Rechtsnachfol-
ger weiterzugeben. 

2.2 Änderungen und Ergänzungen des Brandschutzkonzeptes nach 
Erteilung der Baugenehmigung bedürfen einer erneuten behördli-
chen Genehmigung. 


